
Dieser „Aufruf zum Wider-
stand“ des FVZL, der uns mit
der Kernaussage „Raus aus
den Innungen und dem VDZI“
Anfang Dezember 2007 er-
reichte, ist ebenso kurzsichtig
wie destruktiv.
Offenbar ist einigen Inhabern
von Dentallaboren bis heute
nicht klar, dass der VDZI mit
seinen Innungen die einzige
standespolitische Vertretung
unseres Handwerks ist. Eine
Schwächung dieser Organi-
sationen würde letztlich dazu
führen, dass die Zahntechni-
ker völlig unter die Räder der
Politik und der Zahnärzte ge-
rieten.Der FVZL-Vorsitzende
Herbert Stolle mag von den
Leistungen des Freien Verban-
des überzeugt sein; eine ernst
zu nehmende Alternative zu
den Innungen ist er nicht.
Erwähnenswert bleibt hier-
bei, dass gerade die Laborin-
haber, welche keiner Innung
angehören, sich immer wie-

der in die Geborgenheit des
BEL flüchten und dank-
bar die von den Innungen
erreichten Preis-Verhand-
lungsergebnisse annehmen.
Somit nutzen auch Nichtin-
nungsmitglieder (wie die Mit-
glieder der FVZL) täglich das,
was von Herbert Stolle so ve-
hement kritisiert wird.
Wenn Herbert Stolle aller-
dings die Zukunftsfähigkeit
der Innungen und des VDZI
kritisieren würde, so hätte er
damit nicht unrecht. Die In-
nungen müssen die Verant-
wortung, die sie tragen, auch
unternehmerisch aufnehmen.
Das Festhalten an alten Struk-
turen ist hier wenig sinnvoll.
Der Versuch, den Markt mit
weiteren Zugangsbeschrän-
kungen einzugrenzen, jagt
unternehmerisch denkende
Laborinhaber förmlich aus
der Innung.Meist verlieren die
Innungen dadurch gerade die
leistungsfähigsten Betriebe.
Innungen und VDZI müssen
sich darauf konzentrieren,
für das Zahntechniker-Hand-
werk optimale Rahmenbe-
dingungen zu schaffen.Damit
meine ich nicht nur BEL-
Preise. Jeder Unternehmer
muss sich unter den Gegeben-
heiten selbst entwickeln und
sein Unternehmen gestalten.
Innungen und VDZI sind we-
der für Erfolg noch Misser-
folg der Betriebe verantwort-
lich; das hat jeder Unterneh-
mer selbst in der Hand.
Eine der fatalen Folgen der
Verteufelung der Anbieter
von Auslandszahnersatz ist,
dass weder die Berufsver-
bände noch die Innungsbe-
triebe eine nennenswerte
Rolle in diesem Geschäftsbe-

reich spielen. Man hat sich
diesen Vertriebszweig von an-
deren Unternehmensformen
wegnehmen lassen, hält das
Meisterprinzip für das einzig
vertretungs- und verteidi-
gungswürdige Konzept und
sieht dabei Marktanteile ver-
loren gehen.
Ein anderes, folgenschweres
Problem der Innungen ist die
Überalterung ihrerVorstände.
Hier darf kein Aufruf zum Ver-
lassen der Innungen stehen,
sondern ein Appell, die Rah-
menbedingungen des Hand-
werks selbst mitzugestalten.
Dabei darf die Mitarbeit in ei-
nem Innungsvorstand nicht
zum Hemmschuh für das ei-
gene Unternehmen werden.
Auch als Vorstandsmitglied
oder Obermeister muss man
sich mit seinem Betrieb 
den Herausforderungen eines
sich verändernden Marktes
stellen, ob es dem Mitbewer-
ber um die Ecke passt oder
nicht. Doch eines ist klar: Ein
Innungsvorstand ist in der
Lage, die Situation auch für
eben diesen Mitbewerber zu
verbessern. Diese Chance
nutzen muss jener aber selbst.
Herbert Stolle wäre gut bera-
ten, konstruktive Kritik zu
üben, anstatt mit Parolen he-
rumzuwerfen, die zahntech-
nische Unternehmer eher
schwächen als stärken. Der
VDZI und die Innungen wä-
ren gut beraten, wenn sie den
Strukturwandel aufnähmen,
gestalteten und ihn lenkten,
anstatt ihn zu verhindern.Wir
Unternehmer wären gut bera-
ten, wenn wir diese einzige
standespolitische Vertretung,
die Innung und den VDZI,
stärkten, verjüngten und dort
aktiv mitwirkten.

Ihr Roman Dotzauer

Auf einzelne GKV-Versicherte
kommen Beitragserhöhungen
von bis zu 700 Euro pro Jahr zu.
So springt beispielsweise für
die 530.000 Mitglieder der IKK
Sachsen der Beitragssatz von
derzeit 12,7 Prozent auf dann
15,5 Prozent. Verantwortlich
für den Anstieg ist die Mecha-
nik des neuen Gesundheits-
fonds, der ab 2009 eingeführt
wird.
Während heute die Beitrags-
sätze der 236 Kassen zum Teil
erheblich auseinanderklaffen
(von 12,2 bis 16,7 Prozent),
werden sie im Gesundheits-
fonds auf einen einheitlichen
Satz festgelegt. Dieser Satz
wird nach Berechnungen des

Münchner Instituts bei 15,5
Prozent liegen. Das entspricht
einem Anstieg von 0,7 Pro-
zentpunkten im Vergleich zum
heutigen durchschnittlichen
Beitragssatz. Gründe für den
Anstieg sind steigende Kosten
im Gesundheitsbereich und
das Prinzip des neuen Fonds.
„Es liegt im Interesse der Kas-
sen, im Jahr 2008 höhere Aus-
gaben zu haben, da der Ge-
sundheitsfond 2009 in seiner
Mittelzuweisung vom Ausga-
benniveau 2008 startet. So
können die Kassen 2009 zu-
sätzliche Monatsprämien von
ihren Versicherten vermei-
den“, sagt Prof. Günter Neu-
bauer, Direktor des Instituts
für Gesundheitsökonomik.
Das Prinzip des Gesundheits-
fonds: Ab 2009 gehen die Bei-
träge von Versicherten und Ar-
beitgebern an den sogenann-
ten „Nationalen Gesundheits-
fond“. Dieser teilt einheitliche
Pauschalen von 150 bis 170
Euro pro Versichertem zu.
Kommt eine Krankenkasse
mit den Mitteln aus dem Ge-
sundheitsfonds nicht aus,
muss sie von ihren Mitgliedern
eine eigene „Zusatzprämie“ er-
heben.Das will jede Kasse ver-
meiden,da sie sonst Mitglieder
an günstigere Kassen verlie-
ren könnte. Je höher somit der
erste einheitliche Beitragsatz
für den Fonds 2009 ist, desto

besser die Chance für alle Kas-
sen, keine Zusatzprämie erhe-
ben zu müssen.
Gut wirtschaftende Kassen
können nicht benötigte Be-
träge wieder an die Versicher-
ten ausschütten. Ab wann sol-
che Prämien ausgezahlt wer-
den, ist allerdings zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht absehbar.
Die derzeit noch unterschied-
lichen Beitragsätze werden be-
reits im Jahr 2008 sukzessive
auf das Niveau von 15,5 Pro-
zent angehoben. Das ist not-
wendig, weil beispielsweise
eine für den Fond vorgesehene
Schwankungsreserve schon
2008 angespart werden muss.
„Eigentlich sollte die Gesund-
heitsreform die Beiträge stabi-
lisieren.Dass mit dem Gesund-
heitsfond die Beiträge erheb-
lich steigen, dürfen wir nicht
hinnehmen“, erklärt Max A.
Höfer,Geschäftsführer der Ini-
tiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft.
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Außerdem ernannte ihn die
Zahntechniker-Innung Bie-
lefeld im Februar 1993 zum
Ehrenobermeister.
Den Goldenen Meisterbrief
erhielt Kappe aus den Hän-
den von Bielefelds OM Vol-
ker Rosenberger, Innungs-
Vorstandsmitglied Volker
Beckmann und Hauptge-

schäftsführer Jürgen Saut-
mann Anfang Dezember.
Sautmann ehrte den Wür-
denträger als Teil der
„Keimzelle für das Abrech-
nungswesen der Zahntech-
niker“ und somit entschei-
denden Wegbereiter für 
die einheitliche Organi-
sation der bundesweiten
Branche. Für Kappe war
dies schon das zweite he-

rausragende Jubiläum 2007:
Im Juni feierten seine Frau
Ilse und er diamantene
Hochzeit.

Goldener Meisterbrief …
Fortsetzung von Seite 1

Kreishandwerkerschaft Bielefeld
Hans-Sachs-Str. 2
33602 Bielefeld
Tel.: 05 21/5 80 09-0
Fax: 05 21/5 80 09-42
E-Mail: info@kh-bielefeld.de
www.kh-bielefeld.de
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Kassenbeiträge bis zu 700 Euro teurer
Eine vom Institut für Gesundheitsökonomik München (IfG) im Auftrag der Initi-
ative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) erstellte Studie kommt zu dem Er-
gebnis, dass für über 44 Millionen Mitglieder der GKV und damit knapp 90 Pro-
zent aller Beitragszahler die Beiträge 2008 teilweise empfindlich steigen werden.

INSM – Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft GmbH
Gustav-Heinemann-Ufer 84–88
50968 Köln
Tel.: 02 21/49 81-4 01
Fax: 02 21/49 81-4 06
E-Mail: info@insm.de
www.insm.de
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Max A. Höfer, Geschäftsführer der Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft (INSM), weist auf den
Unterschied zwischen geplanten und tatsächlichen
Auswirkungen des Gesundheitsfonds auf die Kas-
senbeiträge hin.

Roman Dotzauer, Betriebswirt d. H. und Fachre-
dakteur der ZT.

Nach aktuellen Pressemel-
dungen wird derzeit die Kor-
rektur des „ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes“ wieder poli-
tisch diskutiert. Zuletzt fand
eine solche Diskussion mit
dem Gesetzesentwurf zum
„Abbau von Steuervergünsti-
gungen und Ausnahmerege-
lungen“ im Frühjahr 2003
statt. Damals stand die Ab-
schaffung der ermäßigten
Umsatzsteuer für zahntechni-
sche Leistungen ebenfalls in
der Diskussion. Der VDZI
hatte hierzu eine Stellung-
nahme abgegeben.Der Geset-
zesentwurf fand jedoch keine
Mehrheit.
Einem aktuellen Bericht des
Finanzministeriums ist zu ent-
nehmen, dass es keinen un-
mittelbaren Handlungsbedarf
sieht. Es ist jedoch der Auf-
fassung, dass viele Regelun-
gen ausgesprochenen Sub-
ventionscharakter haben und
dem Bürger wegen ihrer
Widersprüchlichkeit teilweise
nicht mehr vermittelbar seien.
Die Koalitionsvereinbarung
der derzeitigen Regierung
sieht eine Beibehaltung der er-
mäßigten Umsatzsteuer aus

Gründen der sozialen Balance
vor. Die Bundesregierung
möchte das Thema daher in
dieser Legislaturperiode nicht
behandeln. Trotzdem kann

man innerhalb der SPD und
der CDU eine große Bereit-
schaft für eine „Bereinigung“
erwarten. Die Debatte könnte
spätestens ab 2009 innenpoli-
tisch wieder anstehen.Hierfür
spricht auch die in diesem Jahr
gestartete Debatte in der EU.
Im Juli 2007 hat die Europä-
ische Kommission mit einer
Debatte zur Überarbeitung
des Rechtsrahmens für ermä-
ßigte Umsatzsteuersätze in
der EU begonnen. Ziel der po-
litischen Diskussion ist eine

Meinungsabfrage in den Mit-
gliedsstaaten, im EU-Parla-
ment sowie im Wirtschafts-
und Sozialausschuss. Eine
Überarbeitung des Rechtsrah-
mens der ermäßigten Umsatz-
steuersätze muss bis Ende
2010 erfolgen, da die derzei-
tigen Übergangsregelungen
dann ablaufen. Mit der Vorla-
ge eines Richtlinienentwurfs
durch die Kommission ist An-
fang 2009 zu rechnen. Der
VDZI beobachtet das Thema
und koordiniert derzeit die
Informationen des Europä-
ischen Zahntechnikerverban-
des FEPPD und des Zentral-
verbandes des Deutschen
Handwerks (ZDH). Entspre-
chende Gespräche laufen.

Mehrwertsteuer wieder in Diskussion
DerVDZI begleitet das Thema „Ermäßigte Mehrwertsteuer“ auf nationaler und
internationaler Ebene – vor 2009 sind jedoch keine Korrekturen zu erwarten.
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VDZI 
Verband Deutscher Zahntechniker-
Innungen
Gerbermühlstraße 9
60594 Frankfurt am Main
Tel.: 0 69/66 55 86-0
Fax: 0 69/66 55 86-30
E-Mail: info@vdzi.de
www.vdzi.de
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